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Drucksache V/3464 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l — 68070 — 6056/68 


Bonn, den 30. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates über die Rückvergütung der 
von den Mitgliedstaaten den Erzeugerorganisationen für 
Obst und Gemüse gewährten Beihilfen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Oktober 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlags durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung 

Dr. Stoltenberg 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrucfcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/3464 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Rückvergütung der von den Mitgliedstaaten den 
Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse gewährten 

Beihilfen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 159/66/EWG vom 
25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse ^), insbesondere auf Artikel 12 Absatz (3) 
zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 12 Absatz (3) zweiter Unterabsatz 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG sind die Bedin- 
gungen und Einzelheiten der Rückvergütung der 
von den Mitgliedstaaten den Erzeugerorganisatio- 
nen gemäß Artikel 2 Absatz (1) dieser Verordnung 
gewährten Beihilfen durch den Europäischen Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung, festzulegen. 

Um die gewährten Beihilfen rückvergütet zu be- 
kommen, müssen die Mitgliedstaaten nachweisen, 
daß diese Beihilfen Erzeugerorganisationen gewährt 
wurden, die entsprechend den Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 159/66/EWG gegründet wurden und 
tätig sind. 

Um die Rückvergütung dieser Beihilfen unter 
gleichen Bedingungen zu gewährleisten, sind die 
Einzelheiten zur Berechnung des Wertes, der von 
der Tätigkeit der Erzeugerorganisationen erfaßten 
vermarkteten Produktion im Sinne von Artikel 2 
Absatz (1) dieser Verordnung festzulegen. Diese Be- 
rechnung muß an Hand beweiskräftiger Buch- 
haltungsunterlagen erfolgen. Es ist jedoch der 
Schwierigkeit, in einigen Fällen über diese Unter- 
lagen zu verfügen, Rechnung zu tragen, indem er- 
satzweise eine pauschale Methode angewandt 
wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Rückvergütung der von den Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 2 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG gewährten Beihilfen durch den 
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Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft unterliegt den in dieser Ver- 
ordnung festgesetzten Bedingungen. 


Artikel 2 

1. Als Zeitpunkt der Gründung einer Erzeuger- 
organisation gilt: 

— entweder der Zeitpunkt ihrer Schaffung, wenn es 
sich um eine neue Organisation handelt und 
sofern sie die in Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG festgesetzten Ziele anstrebt und 
die hierfür erforderlichen Mittel vorsieht, 

— oder der Zeitpunkt der Änderung ihrer Betriebs- 
vorschriften, wenn es sich um eine bestehende 
Organisation handelt, wobei diese Änderung es 
ihr ermöglichen soll, die in Artikel 1 der Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG vorgesehenen Ziele zu 
erreichen und in der dort vorgeschriebenen 
Weise zu handeln. 

2. Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der 
Kommission zusammen mit dem ersten Rück- 
vergütungsantrag eine Bescheinigung über den Zeit- 
punkt der Gründung der Erzeugerorganisation. 

3. Die Übermittlung eines Rückvergütungsantrags 
gilt als Bescheinigung des betreffenden Mitglied- 
staates, daß die Bedingungen, welche die Erzeuger- 
organisation gemäß Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG erfüllen muß, in dem Jahr, für das 
die Beihilfe gewährt wurde, eingehalten wurden. 


Artikel 3 

1. Als „Mitglieder" einer Erzeugerorganisation 

gelten die Erzeuger: 

— die Mitglieder dieser Erzeugerorganisation zu 
dem Zeitpunkt sind, zu dem sie im Sinne von 
Artikel 2 gegründet wird; 

— die dieser Erzeugerorganisation nach dem Zeit- 
punkt ihrer Gründung beitreten und während 
des ganzen Jahres, für das die Beihilfe beantragt 
wird, Mitglieder der Organisation waren. 
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Artikel 4 

Der Wert der von einer Erzeugerorganisation ver- 
markteten Produktion berechnet sich für jedes Er- 
zeugnis durch Multiplikation; 

— der in Artikel 2 Absatz 1, erster Gedankenstrich 
der Verordnung Nr. 159/66/EWG genannten 
Durchschnittsproduktion, die in 100 kg ausge- 
drückt und gemäß Artikel 5 bestimmt wird, mit 

— den in Artikel 2 Absatz 1, zweiter Gedanken- 
strich der Verordnung Nr. 159/66/EWG genann- 
ten Durchschnittspreisen, die für 100 kg gemäß 
Artikel 6 berechnet werden. 


Artikel 5 

1. Die von den der Organisation beigetretenen Er- 
zeugern in den drei Kalenderjahren vor ihrem Bei- 
tritt vermarktete Durchschnittsproduktion jedes 
Erzeugnisses ist gleich einem Drittel der von den 
Erzeugern in diesen drei Jahren vermarkteten Ge- 
samtproduktion. 

Die vermarktete Gesamtproduktion ist gleich der 
Summe der von den einzelnen der Organisation 
beigetretenen Erzeugern, in jedem der drei Ka- 
lenderjahre vor ihrem Beitritt vermarkteten Pro- 
duktionen. 

2. Die von den einzelnen Mitgliedern in jedem der 
drei Kalenderjahre vor ihrem Beitritt vermarktete 
Produktion wird ermittelt: 

— anhand der verfügbaren beweiskräftigen Ge- 
schäftspapieie und Buchhaltungsunterlagen oder 
in Ermangelung solcher Belege, 

— - durch Multiplikation der Anbaufläche des be- 
treffenden Erzeugnisses in jedem dieser drei 
Jahre mit dem von den zuständigen Dienststellen 
der Mitgliedstaaten in dem Anbaugebiet fest- 
gestellten Durchschnittsertrag in jedem der ent- 
sprechenden Jahre, wobei das so erzielte Er- 
gebnis um einen Betrag in Höhe von 10 '^/o ver- 
mindert wird, um dem Selbstverbrauch und den 
nicht kaufmännischen Transaktionen des Er- 
zeugers Rechnung zu tragen. 


Artikel 6 

1. Die für jedes Erzeugnis von den der Organisa- 
tion beigetretenen Erzeugern, in den drei Kalender- 
jahren vor ihrem Beitritt erzielten durchschnittlichen 
Erzeugerpreise sind gleich einem Drittel der Summe 
der von diesen Erzeugern in den drei Jahren er- 
zielten Preise. 
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Die von den Erzeugern erzielten Preise sind gleich 
der Summe der von den einzelnen Mitgliedern der 
Organisation in jedem der drei Kalenderjahre vor 
ihrem Beitritt erzielten Durchschnittspreise. 

2. Die von den einzelnen Mitgliedern der Organi- 
sation in jedem der drei Kalenderjahre vor ihrem 
Beitritt erzielten Durchschnittspreise werden er- 
mittelt: 

— durch Berechnung des Durchschnittspreises an- 
hand der verfügbaren beweiskräftigen Geschäfts- 
papiere und Buchhaltungsunterlagen oder in Er- 
mangelung solcher Belege, 

— durch Berechnung der Durchschnittsnotierung für 
das betreffende Erzeugnis auf dem repräsen- 
tativsten Erzeugermarkt des Gebiets, in dem sich 
der Sitz der betreffenden Eizeugerorganisation 
befindet, wobei diese Durchschnittsnotierung das 
arithmetische Mittel der von den zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaates im Bezugsjahr auf 
diesem Markt festgestellten Notierungen ist. 


Artikel 7 

1. Die Vergütungsanträge der Mitglicdstaaten 
müssen der Kommission einmal jährlich vor dem 

1. Juli vorgelegt werden. 

2. Die Kommission beschließt nach Anhörung des 
Fondsausschusses über diese Anträge. 

3. Die Angaben, welche die Vergütungsanträge 
der Mitgliedstaaten enthalten müssen, sowie die 
Form, in der sie einzureichen sind, werden nach dem 
Verfahren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 über die 
Bedingungen für die Beteiligung des Euiopäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft festgelegt.'’) 

4. Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der 
Kommission auf ihr Ersuchen alle Belege oder alle 
sonstigen Unterlagen, aus denen hervorgeht, daß 
die Verordnungsbedingungen für die Gewährung 
der Beihilfen an die Erzeugerorganisationen erfüllt 
sind. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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